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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

26.02.2026 

Geschäftszahl 

Ra 2025/08/0088 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 2007/08/0341 E 7. Mai 2008 RS 1 (hier ohne den letzten Satz) 

Stammrechtssatz 

Grundvoraussetzung für die Annahme persönlicher Abhängigkeit im Sinne des § 4 Abs. 2 ASVG ist die 
persönliche Arbeitspflicht. Fehlt sie, dann liegt ein versicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis 
nicht vor. Wenn der zur Leistung Verpflichtete nach seiner Entscheidungsbefugnis beliebige Teile seiner 
Verpflichtung Dritten überbinden kann oder von vornherein die Leistungserbringung durch Dritte 
erfolgen darf, dann liegt keine persönliche Abhängigkeit vor. Voraussetzung ist aber jedenfalls, dass eine 
generelle, d.h. nicht auf bestimmte Arbeiten oder Ereignisse wie Krankheit oder Urlaub beschränkte, 
Befugnis zur Vertretung vorliegt (vgl. z.B. das hg. Erkenntnis vom 20. Februar 2008, Zl. 2007/08/0053, 
mwN). Eine generelle Vertretungsbefugnis hat auch mit einem wechselseitigen Vertretungsrecht von 
mehreren von einem Dienstgeber beschäftigten Personen nichts zu tun (vgl. z.B. das hg. Erkenntnis vom 
20. April 2005, Zl. 2002/08/0222, mwN). 
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